
74. Jahrgang Ausgegeben zu Düsseldorf am 7. Mai 2020 Nummer 17

G 3229339

Glied.- Datum Inhalt  Seite
 Nr.

20320 15. 4. 2020 Verordnung zur Überleitung vorhandener kommunaler Wahlbeamtinnen und kommunaler Wahl-
beamten auf Zeit . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 340

20320 15. 4. 2020 Zehnte Verordnung zur Änderung der Eingruppierungsverordnung  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 340

2124 27. 4. 2020 Zweite Verordnung zur Änderung der Weiterbildungs- und Prüfungsordnung zu Fachgesundheits- 
und Krankenpfl egerinnen, -pfl egern, Fachgesundheits- und Kinderkrankenpfl egerinnen, -pfl egern 
für Krankenhaushygiene – Hygienefachkraft  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 343

221 29. 4. 2020 Verordnung zur Übertragung der Bauherreneigenschaft und Eigentümerverantwortung auf die 
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 343

24 22. 4. 2020 Zweite Verordnung zur Änderung der Integrationspauschalen-Verordnung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 345

 20. 4. 2020 2. Änderung des Regionalplans für den Regierungsbezirk Düsseldorf im Gebiet der Städte Geldern, 
Kevelaer und Straelen und der Gemeinden Uedem und Wachtendonk . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 345

Hinweis:
Die Gesetz- und Verordnungsblätter des Landes NRW (GV. NRW.) und die Sammlung aller Gesetze und 
Verordnungen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Ministerialblätter für das Land NRW (MBl. NRW.) 
und die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlichten Erlasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet 
des Landes NRW (https://lv.recht.nrw.de) und im Internet (https://recht.nrw.de) zur Verfügung.



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 17 vom 7. Mai 2020340

20320

Verordnung zur Überleitung vorhandener 
kommunaler Wahlbeamtinnen und kommunaler 

Wahlbeamten auf Zeit
Vom 15. April 2020

Auf Grund des §  23 Absatz  1 Satz  1 Nummer  1 und 
Satz 2 des Landesbesoldungsgesetzes vom 14. Juni 2016 
(GV. NRW. S. 310, ber. S. 642), der zuletzt durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 3. April 2020 (GV. NRW. S. 284) geän-
dert worden ist, verordnet das Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bau und Gleichstellung im Einvernehmen 
mit dem Ministerium der Finanzen: 

§ 1
Überleitung

(1) Vorhandene kommunale Wahlbeamtinnen und kom-
munale Wahlbeamte auf Zeit der Gemeinden mit den 
Ämtern „Beigeordnete, Beigeordneter“ nach § 2 Absatz 3 
der Eingruppierungsverordnung vom 9. Februar 1979 
(GV. NRW. S. 97), die zuletzt durch Verordnung vom [ein-
setzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle der Zehnten 
Verordnung zur Änderung der Eingruppierungsverord-
nung] geändert worden ist, werden 

1.  bei einer Einwohnerzahl bis 10 000 und 

 a)   soweit sie sich in der Besoldungsgruppe A 12 be-
fi nden, in die Besoldungsgruppe A 13 und

 b)   soweit sie sich in der Besoldungsgruppe A 13 be-
fi nden, in die Besoldungsgruppe A 14,

2.  bei einer Einwohnerzahl über 750 000 und

 a)   soweit sie sich in der Besoldungsgruppe B 7 befi n-
den, in die Besoldungsgruppe B 8 und

 b)   soweit sie zur allgemeinen Vertretung der (Ober-)
Bürgermeisterin, des (Ober-) Bürgermeisters be-
stellt sind und sich in der Besoldungsgruppe B 8 
befi nden, in die Besoldungsgruppe B 9

 übergeleitet.

(2) Vorhandene kommunale Wahlbeamtinnen und kom-
munale Wahlbeamte auf Zeit der Kreise mit den Ämtern 
„Kreisdirektorin, Kreisdirektor als allgemeine Vertre-
tung der Landrätin, des Landrats“ nach §  3 Absatz  1 
Nummer 2 der Eingruppierungsverordnung werden 

1.  bei einer Einwohnerzahl bis 200 000 und

 a)   soweit sie sich in der Besoldungsgruppe B 2 befi n-
den, in die Besoldungsgruppe B 3 und

 b)   soweit sie sich in der Besoldungsgruppe B 3 befi n-
den, in die Besoldungsgruppe B 4,

2.  bei einer Einwohnerzahl von 200 001 bis 300 000 und

 a)   soweit sie sich in der Besoldungsgruppe B 3 befi n-
den, in die Besoldungsgruppe B 4 und

 b)   soweit sie sich in der Besoldungsgruppe B 4 befi n-
den, in die Besoldungsgruppe B 5

 übergeleitet.

(3) Findet für Gemeinden § 7 Absatz 3 der Eingruppie-
rungsverordnung Anwendung, gilt für die dort vorhan-
denen kommunalen Wahlbeamtinnen und kommunalen 
Wahlbeamten auf Zeit Folgendes:

1.   Ergibt sich durch die Hinzurechnung eine Einwohner-
zahl von 10 001 bis 20 000 statt bisher 10 000 werden 
die Beamtinnen und Beamten

 a)   mit den Ämtern „Beigeordnete, Beigeordneter“, so-
weit sie sich in der Besoldungsgruppe A 12 befi n-
den, in die Besoldungsgruppe A 14,

 b)   mit den Ämtern „Beigeordnete, Beigeordneter“, so-
weit sie sich in der Besoldungsgruppe A 13 befi n-
den, in die Besoldungsgruppe A 15 und 

 c)   mit den Ämtern „Bürgermeisterin, Bürgermeister“ 
in der Besoldungsgruppe B 2 in die Besoldungs-
gruppe B 3

 übergeleitet.

2.   Ergibt sich durch die Hinzurechnung eine Einwohner-
zahl von 20 001 bis 30 000 statt bisher 10 001 bis 
20 000 werden die Beamtinnen und Beamten

 a)   mit den Ämtern „Beigeordnete, Beigeordneter“, so-
weit sie zur allgemeinen Vertretung der Bürger-
meisterin, des Bürgermeisters bestellt sind und 
sich in der Besoldungsgruppe A 14 befi nden, in die 
Besoldungsgruppe A 15,

 b)   mit den Ämtern „Beigeordnete, Beigeordneter“, so-
weit sie sich in der Besoldungsgruppe A 15 befi n-
den, in die Besoldungsgruppe A 16 und

 c)   mit den Ämtern „Bürgermeisterin, Bürgermeister“ 
in der Besoldungsgruppe B 3 in die Besoldungs-
gruppe B 4

 übergeleitet.

3.   Ergibt sich durch die Hinzurechnung eine Einwohner-
zahl von 30 001 bis 40 000 statt bisher 20 001 bis 
30 000 werden die Beamtinnen und Beamten

 a)   mit den Ämtern „Beigeordnete, Beigeordneter“, so-
weit sie zur allgemeinen Vertretung der Bürger-
meisterin, des Bürgermeisters bestellt sind und 
sich in der Besoldungsgruppe A 15 befi nden, in die 
Besoldungsgruppe A 16,

 b)   mit den Ämtern „Beigeordnete, Beigeordneter“, so-
weit sie sich in der Besoldungsgruppe A 16 befi n-
den, in die Besoldungsgruppe B 2 und

 c)   mit den Ämtern „Bürgermeisterin, Bürgermeister“ 
in der Besoldungsgruppe B 4 in die Besoldungs-
gruppe B 5 

übergeleitet.

(4) Maßgebend sind jeweils die Verhältnisse zum 1. Ja-
nuar 2020. 

§ 2
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2020 
in Kraft. 

Düsseldorf, den 15. April 2020

Die Ministerin 
für Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung 

des Landes Nordrhein-Westfalen

Ina  S c h a r r e n b a c h

Der Minister der Finanzen 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Lutz  L i e n e n k ä m p e r

– GV. NRW. 2020 S. 340

20320

Zehnte Verordnung zur Änderung der 
Eingruppierungsverordnung 

Vom 15. April 2020

Auf Grund des § 23 sowie des § 82 Absatz 2 des Landes-
besoldungsgesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, 
ber. S.  642), von denen § 23 zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 3. April 2020 (GV. NRW. S.  284) geändert 
worden ist, verordnet das Ministerium für Heimat, Kom-
munales, Bau und Gleichstellung im Einvernehmen mit 
dem Ministerium der Finanzen: 

Artikel 1

Die Eingruppierungsverordnung vom 9. Februar 1979 
(GV. NRW. S.  97), die zuletzt durch Verordnung vom 
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20.  Juni 2017 (GV. NRW. S.  651) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1.   In der Überschrift werden nach dem Wort „kommu-
nalen“ die Wörter „Wahlbeamtinnen und“ eingefügt. 

2.  Vor § 1 wird das Wort „Geltungsbereich“ gestrichen.

3.  § 1 wird wie folgt gefasst:

 „§ 1
 Geltungsbereich

  Diese Verordnung gilt für die Eingruppierung der 
kommunalen Wahlbeamtinnen und kommunalen 
Wahlbeamten auf Zeit und für die Gewährung von 
Aufwandsentschädigungen durch die Gemeinden, 
Gemeindeverbände und die der Aufsicht des Landes 
unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stif-
tungen des öffentlichen Rechts sowie für die Gewäh-
rung einer Zulage an Bürgermeisterinnen (Oberbür-
germeisterinnen) und Bürgermeister (Oberbürger-
meister) sowie an Landrätinnen und Landräte. Nur 
den in dieser Verordnung genannten Beamtinnen und 
Beamten der Gemeinden und Gemeindeverbände 
darf eine Aufwandsentschädigung gewährt werden.“

4.   Vor §  2 werden die Wörter „Eingruppierung der 
Wahlbeamten auf Zeit“ gestrichen.

5.  § 2 wird wie folgt neu gefasst:

 „§ 2
 Eingruppierung in den Gemeinden

  (1) Das Amt der hauptamtlichen Bürgermeisterin (in 
kreisfreien Städten der Oberbürgermeisterin) oder 
des hauptamtlichen Bürgermeisters (in kreisfreien 
Städten des Oberbürgermeisters) ist nach der Ein-
wohnerzahl der jeweiligen Gemeinde wie folgt ein-
zugruppieren:

Einwohnerzahl Besoldungsgruppe

bis 10 000 B 2

von 10 001 – 20 000 B 3

von 20 001 – 30 000 B 4

von 30 001 – 40 000 B 5

von 40 001 – 60 000 B 6

von 60 001 – 100 000 B 7

von 100 001 – 150 000 B 8

von 150 001 – 250 000 B 9

von 250 001 – 500 000 B 10

über 500 000 B 11

  (2) Den in Absatz  1 genannten Personen wird zu 
dem Grundgehalt nach Ablauf einer vollen Amtszeit 
ab Beginn einer zweiten Amtszeit eine nicht ruhege-
haltfähige Zulage gewährt. Die Zulage beträgt 8 Pro-
zent des Grundgehalts.

  (3) Die Ämter der übrigen Wahlbeamtinnen und 
Wahlbeamten auf Zeit der Gemeinden sind nach der 
Einwohnerzahl der jeweiligen Gemeinde und nach 
den Absätzen 4 bis 6 wie folgt einzugruppieren:

Einwohnerzahl Besoldungsgruppe

 

zum allgemeinen 
Vertreter des 
 Bürgermeisters 
(Oberbürger-
meisters) bestellte sonstige

 

 

Beigeordnete

bis 10 000 A 13/A 14 –

von 10 001- 20 000 A 14/A 15 A 13/A 14

von 20 001- 30 000 A 15/A 16 A 14/A 15

Einwohnerzahl Besoldungsgruppe

von 30 001- 40 000 A 16/B 2 A 15/A 16

von 40 001- 60 000 B 2/B 3 A 16/B 2

von 60 001-100 000 B 3/B 4 B 2/B 3

von 100 001-150 000 B 4/B 5 B 3/B 4

von 150 001-250 000 B 5/B6 B 4/B 5

von 250 001-500 000 B 6/B 7 B 5/B 6

von 500 001-750 000 B 8/B 9 B 7/B 8

über 750 000 B9 B8

  (4) Die Gemeinden dürfen unter Berücksichtigung 
des Umfangs, der Schwierigkeit und der Bedeutung 
der Aufgaben die Höchstbesoldungsgruppe für das 
Amt nur in Anspruch nehmen, wenn ihre Einwohner-
zahl die Mitte zwischen der unteren und der oberen 
Grenze ihrer Größenklasse nach der Tabelle des Ab-
satzes 3 überschritten hat oder die Wahlbeamtin oder 
Wahlbeamte in dasselbe Amt wiederberufen ist, in 
dem sie oder er eine ganze Amtszeit abgeleistet hat.

  (5) Ohne die Voraussetzungen des Absatzes 3 können 
Gemeinden mit mehr als 20 000 Einwohnern das 
Amt der Kämmerin oder des Kämmerers und einer 
oder eines weiteren Beigeordneten in die Höchstbe-
soldungsgruppe eingruppieren, die für die sonstigen 
Beigeordneten vorgesehen ist.

  (6) Steigt eine Gemeinde in eine höhere Einwohner-
größenklasse auf, nachdem sie das Amt einer Wahl-
beamtin oder eines Wahlbeamten auf Grund ihrer 
oder seiner Wiederwahl in die Höchstbesoldungs-
gruppe eingruppiert hat, kann sie für dieses Amt er-
neut die Höchstbesoldungsgruppe in Anspruch neh-
men.“.

6.  § 3 wird wie folgt geändert:

 a)  Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

 „§ 3 
 Eingruppierung in den Kreisen“.

 b)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)   In dem Satzteil vor Nummer 1 werden nach 
dem Wort „sind“ die Wörter „in den Kreisen“ 
eingefügt. 

  bb)   In Nummer 1 werden nach dem Wort „Amt“ 
die Wörter „der Landrätin oder“ eingefügt. 

  cc)  Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

     „2. Das Amt der Kreisdirektorin oder des 
Kreisdirektors als allgemeine Vertretung der 
Landrätin oder des Landrats bei einer Ein-
wohnerzahl 

    a)   bis 200 000 in die Besoldungsgruppe 
B 3/B 4,

    b)   über 200 000 in die Besoldungsgruppe 
B 4/B 5“.

    c)   Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 
eingefügt:

      „(2) Den in Absatz 1 Nummer 1 genann-
ten Personen wird zu dem Grundgehalt 
nach Ablauf einer vollen Amtszeit ab Be-
ginn einer zweiten Amtszeit eine nicht ru-
hegehaltfähige Zulage gewährt. Die Zu-
lage beträgt 8 Prozent des Grundgehalts.“

    d)   Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und 
wie folgt gefasst:

      „(3) §  2 Absatz  4 und 6 gilt für Kreisdi-
rektorinnen und Kreisdirektoren entspre-
chend.“

7.  § 4 wird wie folgt geändert:

 a)  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:
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  „§ 4 
  Eingruppierung bei den Landschaftsverbänden
   und im Regionalverband Ruhr“.

 b)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)   In dem Satzteil vor Nummer 1 werden nach 
dem Wort „sind“ die Wörter „bei den Land-
schaftsverbänden“ eingefügt. 

  bb)   In Nummer 1 werden nach dem Wort „Amt“ 
die Wörter „der Direktorin oder“ eingefügt. 

  cc)   In Nummer 2 werden nach dem Wort „Amt“ 
die Wörter „der Ersten Landesrätin oder“ 
eingefügt. 

  dd)   In Nummer  3 werden nach dem Wort „von“ 
die Wörter „Landesrätinnen oder“ eingefügt. 

  ee)   In Nummer 4 werden nach dem Wort „sonsti-
gen“ die Wörter „Landesrätinnen oder“ ein-
gefügt. 

 c)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  aa)   In dem Satzteil vor Nummer 1 werden nach 
dem Wort „sind“ die Wörter „im Regionalver-
band Ruhr“ eingefügt. 

  bb)   In Nummern 1 bis 3 wird jeweils das Wort 
„entsprechend“ durch das Wort „in“ ersetzt. 

 d)    In Absatz 3 werden nach dem Wort „wenn“ die 
Wörter „die Wahlbeamtin oder“ sowie nach 
dem Wort „dem“ die Wörter „sie oder“ einge-
fügt. 

8.   Vor §  5 wird das Wort „Aufwandsentschädigungen“ 
gestrichen.

9.  § 5 wird wie folgt gefasst:

 „§ 5
 Aufwandsentschädigungen

  (1) Die Bürgermeisterinnen (Oberbürgermeisterin-
nen) und Bürgermeister (Oberbürgermeister), die 
Landrätinnen und Landräte, die Direktorinnen und 
Direktoren der Landschaftsverbände sowie die Regi-
onaldirektorin oder der Regionaldirektor des Regio-
nalverbandes Ruhr erhalten jeweils eine monatliche 
Aufwandsentschädigung in Höhe von 10 Prozent ih-
res Grundgehalts nach der jeweiligen Besoldungs-
gruppe. Ihre jeweiligen allgemeinen Vertretungen er-
halten eine Aufwandsentschädigung in Höhe von 70 
Prozent der jeweiligen Aufwandsentschädigung nach 
Satz  1. Die Beigeordneten und Landesrätinnen und 
Landesräte erhalten eine Aufwandsentschädigung in 
Höhe von 40 Prozent der jeweiligen Aufwandsent-
schädigung nach Satz 1. 

  (2) Der Verbandsvorsteherin oder dem Verbandsvor-
steher und Leiterinnen oder Leitern wirtschaftlicher 
Einrichtungen des Landesverbandes Lippe kann eine 
Aufwandsentschädigung bis zu den Beträgen ge-
währt werden, die zusammen mit der Haushaltssat-
zung nach § 9 des Gesetzes über den Landesverband 
Lippe in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. 
November 1948 (GV. NRW. 1949 S. 269), das zuletzt 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 
(GV. NRW. S.  738) geändert worden ist, genehmigt 
werden. Der allgemeinen Vertretung kann eine Auf-
wandsentschädigung in Höhe von 70 Prozent der 
Aufwandsentschädigung nach Satz 1 genehmigt wer-
den.

  (3) Aufwandsentschädigungen nach dieser Verord-
nung sind an die Funktion gebunden und nicht ruhe-
gehaltfähig.

 (4) Die Aufwandsentschädigung entfällt

 1.   wenn die Beamtin oder der Beamte ununterbro-
chen länger als drei Monate ihre oder seine 
Dienstaufgaben nicht wahrnimmt, für die über 
drei Monate hinausgehende Zeit, oder

 2.   bei einem Verbot der Führung der Dienstgeschäfte 
oder bei vorläufi ger Dienstenthebung mit Ablauf 
des Monats, in dem der Beamtin oder dem Beam-
ten das Verbot der Führung der Dienstgeschäfte 

oder die vorläufi ge Dienstenthebung mitgeteilt 
wird.

  (5) Beamtinnen und Beamten, denen vertretungs-
weise die Verwaltung eines mit einer Aufwandsent-
schädigung ausgestatteten Amtes übertragen wird, 
ist für einen Zeitraum von höchstens zwölf Monaten 
eine Aufwandsentschädigung in Höhe der Aufwands-
entschädigung der oder des Vertretenen zu gewähren, 
wenn die Funktion frei ist oder die Funktionsinhabe-
rin oder der Funktionsinhaber aus den in Absatz  4 
genannten Gründen eine Aufwandsentschädigung 
nicht erhält.“

10.  § 6 wird aufgehoben.

11.  § 7 wird § 6 und wird wie folgt geändert:

 a)  Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

  „§ 6 
 Aufwandsentschädigungen für Werkleiterinnen 
  und Werkleiter“.

 b)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Satz 1 werden vor dem Wort „Werkleiter“ 
die Wörter „Werkleiterinnen und“ eingefügt. 

  bb)  Satz 2 wird wie folgt gefasst:

     „Sie darf die Aufwandsentschädigung der 
zur allgemeinen Vertretung der Bürgermeis-
terin oder des Bürgermeisters bestellten Be-
amtin oder Beamten nicht übersteigen.“

 c)   In Absatz 2 werden nach dem Wort „gleichberech-
tigte“ die Wörter „Werkleiterinnen und“ sowie 
nach dem Wort „Stelle“ die Wörter „einer Ersten 
Werkleiterin oder“ eingefügt. 

12.  § 8 wird aufgehoben.

13.  Vor § 9 wird das Wort „Einwohnerzahl“ gestrichen.

14.  § 9 wird § 7 und wird wie folgt gefasst:

 „§ 7
 Einwohnerzahl

  (1) Für die Eingruppierung der Ämter nach den §§ 2 
und 3 ist die bei der letzten Volkszählung ermittelte 
und vom Landesbetrieb Information und Technik 
Nordrhein-Westfalen auf den 30. Juni des Vorjahres 
fortgeschriebene Einwohnerzahl maßgebend. In dem 
Jahr, in dem eine Volkszählung stattgefunden hat, ist 
die Einwohnerzahl am Tag der Volkszählung maßge-
bend.

  (2) Der Einwohnerzahl sind Familienangehörige der 
nicht meldepfl ichtigen Angehörigen der Stationie-
rungsstreitkräfte und nicht kasernierte Mitglieder 
der Stationierungsstreitkräfte mit einem Anteil bis 
zu 50 Prozent hinzuzurechnen.

  (3) Für Gemeinden mit weniger als 30 000 Einwoh-
nern, die als Heilbad, Kurort oder Erholungsort nach 
den Vorschriften des Kurortegesetzes vom 11. Dezem-
ber 2007 (GV. NRW. 2008 S. 8), das zuletzt durch Ar-
tikel 1 des Gesetzes vom 15. Dezember 2016 (GV. 
NRW. S.  1150) geändert worden ist, ganz oder teil-
weise anerkannt sind, gilt Satz 2. Wenn die Zahl der 
jährlichen Fremdenübernachtungen im Mittel der 
letzten drei Jahre mindestens 40 Prozent der Ein-
wohnerzahl beträgt, ist für die Eingruppierung der 
Ämter nach § 2 Absatz 1 und deren allgemeiner Ver-
tretung diese Zahl der Einwohnerzahl bis zu einem 
Erreichen der nächsthöheren Gemeindegrößenklasse 
nach § 2 Absatz 1 und 3 hinzuzurechnen.

  (4) Maßgebende Einwohnerzahl der Gemeindever-
bände ist die Summe der Einwohnerzahlen ihrer je-
weiligen Mitgliedsgemeinden nach den Absätzen 1 
bis 3.

  (5) Verringert sich die jeweils maßgebende Einwoh-
nerzahl während der Amtszeit unter eine der in den 
§§ 2 und 3 aufgeführten maßgeblichen Größenklasse 
mit der Folge, dass das Wahlamt einer geringeren Be-
soldungsgruppe zugeordnet ist, behalten die im Amt 
befi ndlichen Beamtinnen und Beamten für ihre Per-
son und für die Dauer ihrer Amtszeit die Bezüge der 
bisherigen Besoldungsgruppe. Dies gilt auch für un-
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mittelbar folgende Amtszeiten, wenn die Beamtin 
oder der Beamte wiedergewählt wird.“

15.  § 10 wird § 8 und wird wie folgt gefasst:

 „§ 8
 Inkrafttreten, Übergangsvorschrift

  (1) Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft. 

  (2) Für Amtsträgerinnen und Amtsträger, die sich am 
1. Januar 2020 bereits in der zweiten oder einer wei-
teren Amtszeit befi nden, wird die Zulage nach §  2 
Absatz  2 und nach §  3 Absatz  2 ab dem 1. Januar 
2020 gewährt.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2020 
in Kraft. Bis zum Tag der Verkündung dieser Verordnung 
ist auf Fälle der ununterbrochenen Nichtwahrnehmung 
der Dienstgeschäfte jedoch weiterhin § 8 Absatz 2 Buch-
stabe a der Eingruppierungsverordnung in der bis zum 
31. Dezember 2019 geltenden Fassung anzuwenden.

Düsseldorf, den 15. April 2020

Die Ministerin 
für Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung 

des Landes Nordrhein-Westfalen

Ina  S c h a r r e n b a c h

Der Minister der 
Finanzen 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Lutz  L i e n e n k ä m p e r

– GV. NRW. 2020 S. 340

2124

Zweite Verordnung zur Änderung der 
Weiterbildungs- und Prüfungsordnung zu Fach-

gesundheits- und Krankenpfl egerinnen, -pfl egern, 
Fachgesundheits- und Kinderkrankenpfl egerinnen, 

-pfl egern für Krankenhaushygiene – 
Hygienefachkraft 
Vom 27. April 2020

Auf Grund des §  7 des Weiterbildungsgesetzes Alten- 
und Gesundheits- und Krankenpfl ege vom 24. April 1990 
(GV. NRW. S. 270), der zuletzt durch Artikel 10 des Ge-
setzes vom 20. November 2007 (GV. NRW. S. 572) geän-
dert worden ist, verordnet das Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales nach Anhörung des für das Ge-
sundheitswesen zuständigen Ausschusses des Landtags:

Artikel 1

§ 12 Absatz 3 der Weiterbildungs- und Prüfungsordnung 
zu Fachgesundheits- und Krankenpfl egerinnen, -pfl egern 
für Krankenhaushygiene vom 28. September 2012 (GV. 
NRW. S. 461), die zuletzt durch Verordnung vom 14. De-
zember 2016 (GV. NRW. S.  1200) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:  

Dem Satz 2 werden folgende Sätze angefügt:

„Die Frist zur Abgabe der Hausarbeit kann in begründe-
ten Einzelfällen verlängert werden. Über die Verlänge-
rung entscheidet der zuständige Prüfungsvorsitz auf An-
trag. Bis zum 30. September 2020 gilt die Zustimmung 
zur Fristverlängerung ohne Einzelfallprüfung als erteilt. 
Die Regelung nach Satz  5 kann durch das zuständige 
Ministerium bei Fortbestehen oder erneutem Risiko für 
ein Infektionsgeschehen im Zusammenhang mit dem 
neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2 nach einer erneu-

ten Risikobeurteilung durch Allgemeinverfügung um je-
weils bis zu einem halben Jahr verlängert werden.“ 

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 27. April 2020

Der Minister für
Arbeit, Gesundheit und Soziales
des Landes Nordrhein-Westfalen

Karl-Josef  L a u m a n n

– GV. NRW. 2020 S. 343
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Verordnung 
zur Übertragung der Bauherreneigenschaft

und Eigentümerverantwortung auf die 
Hoch schulen des Landes Nordrhein-Westfalen

Vom 29. April 2020

Auf Grund des § 2 Absatz 8 Satz 3 und 4 des Hochschul-
gesetzes vom 16. September 2014 (GV. NRW. S. 547), der 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 12. Juli 2019 (GV. NRW. 
S.  425, ber. S.  593) angefügt worden ist, verordnet das 
Ministerium für Kultur und Wissenschaft des Landes 
Nordrhein-Westfalen im Einvernehmen mit dem Minis-
terium der Finanzen:

§ 1 
Anwendungsbereich

Diese Verordnung regelt die Übertragung der Bauherren-
eigenschaft und Eigentümerverantwortung auf die in § 1 
Absatz 2 des Hochschulgesetzes vom 16. September 2014 
(GV. NRW. S.  547) in der jeweils geltenden Fassung ge-
nannten Hochschulen. Die Übertragung kann sich auf 
Teile oder auf die Gesamtheit der Liegenschaften bezie-
hen, die der Hochschule seitens des Landes oder seitens 
des Bau- und Liegenschaftsbetriebes NRW zur Erfüllung 
ihrer öffentlichen Aufgaben übertragen worden sind. 
Keine Übertragung fi ndet statt, soweit der Hochschule 
gemäß § 2 Absatz 8 Satz 1 Halbsatz 2 des Hochschulge-
setzes die Bauherreneigenschaft und Eigentümerverant-
wortung bereits durch Gesetz zugewiesen ist. 

§ 2 
Begriffsbestimmungen

(1) Bauherr ist, wer Baumaßnahmen verantwortlich ini-
tiiert, organisiert sowie Planung und Durchführung be-
auftragt und fi nanziert und dabei die Entscheidungen 
für die Nutzungsphase hinsichtlich Nutzungsart und den 
technischen Standards für den Betrieb trifft (Bauherren-
eigenschaft).

(2) Der Eigentümer einer Immobilie oder baulichen An-
lage muss aufgrund der Gefahrenquellen, die aus seinem 
Eigentum erwachsen, auch alle notwendigen Maßnah-
men ergreifen, um Gefahren für Leib und Leben, Um-
welt, Eigentum und Rechte Dritter abzuwenden (Eigen-
tümerverantwortung).

(3) Für den Begriff des Bauvorhabens wird auf §  2 der 
Honorarordnung für Architekten und Ingenieure vom 10. 
Juli 2013 (BGBl. I S. 2276) in der jeweils geltenden Fas-
sung verwiesen. 

§ 3 
Allgemeines

(1) Das zuständige Ministerium im Sinne dieser Verord-
nung ist das für die Rechtsaufsicht über die Hochschulen 
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nach §  76 Absatz  1 des Hochschulgesetzes zuständige 
Ministerium.

(2) Das Nähere zu dieser Rechtsverordnung regeln die 
Verwaltungsvorschriften. Die Verwaltungsvorschriften 
sind im Einvernehmen mit dem für Finanzen zuständi-
gen Ministerium zu erlassen.

§ 4 

Antrag einer Hochschule

(1) Eine Hochschule im Sinne des §  1 kann durch ihre 
Vertretungsberechtigten gemäß § 18 Absatz 1 des Hoch-
schulgesetzes beim Ministerium einen Antrag auf Über-
tragung der Bauherreneigenschaft und der Eigentümer-
verantwortung an Teilen oder der Gesamtheit der ihr 
 seitens des Landes oder seitens des Bau- und Liegen-
schaftsbetriebes NRW überlassenen Liegenschaften stel-
len. Die Übertragung der Bauherreneigenschaft kann 
insbesondere die Instandhaltung, die Sanierung und Mo-
dernisierung von Bestandsbauten und die Errichtung 
von Neubauten betreffen.

(2) Der Antrag nach Absatz  1 bedarf der Schriftform. 
Eine durch Rechtsvorschrift angeordnete Schriftform 
kann, soweit nicht durch Rechtsvorschrift etwas anderes 
bestimmt ist, durch die elektronische Form ersetzt wer-
den.

(3) Der Inhalt des Antrages muss

1.   das Bauvorhaben nebst Grundstück bezeichnen, für 
das die Bauherreneigenschaft und die Eigentümerver-
antwortung übertragen werden soll,

2.   Umfang, sowie Art und Weise der Übertragung der 
Bauherreneigenschaft und der Eigentümerverantwor-
tung benennen,

3.   die gesicherte Finanzierung des Bauvorhabens darle-
gen,

4.   die organisatorischen Voraussetzungen darlegen, die 
zur Erfüllung der übertragenen Aufgaben notwendig 
sind,

5.   das Ergebnis einer Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 
gemäß § 8 darstellen und

6.   Unterlagen beinhalten, mit denen eine baufachliche 
Stellungnahme des für Bauen zuständigen Ministeri-
ums ermöglicht wird. 

§ 5 

Genehmigung des Antrages

Entspricht der Antrag der Hochschule den Anforderun-
gen des § 4, so erfolgt die Übertragung der Bauherrenei-
genschaft und Eigentümerverantwortung im Einverneh-
men mit dem für Finanzen zuständigen Ministerium in 
Form einer schriftlichen Genehmigung. Die Genehmi-
gung ist unter Benennung des Zeitpunktes der Über-
nahme den Beteiligten bekanntzugeben. Vor der Be-
kanntgabe der Genehmigung darf mit der Ausführung 
des Bauvorhabens nicht begonnen werden. Die Übertra-
gung der Bauherreneigenschaft und Eigentümerverant-
wortung auf die Hochschule erfolgt unbeschadet Rechte 
Dritter.

§ 6 

Ausschluss- und Ablehnungsgründe

Eine Übertragung kann insoweit abgelehnt werden, wie 
wirtschaftliche, fi nanzielle, baufachliche Gründe oder 
Vereinbarungen aus den jeweiligen Hochschulverträgen 
entgegenstehen oder die für das Bauvorhaben erforderli-
chen Rahmenbedingungen nicht hinreichend dargelegt 
worden sind. Eine Ablehnung hat zu erfolgen, wenn die 
Hochschule nicht hinreichend darlegen kann, dass die 
Finanzierung gesichert ist. Die Ablehnung des Antrages 
ist durch das Ministerium im Einvernehmen mit dem für 
Finanzen zuständigen Ministerium schriftlich zu be-
gründen.

§ 7 

Baugenehmigungsverfahren

Die antragstellende Hochschule trägt die Verantwortung 
für das Einholen der nach öffentlich-rechtlichen oder 
sonstigen Vorschriften erforderlichen Genehmigungen, 
Zustimmungen oder Erlaubnissen einschließlich erfor-
derlicher Anträge auf Ausnahmen oder Befreiungen. An-
fallende Kosten für Genehmigungsverfahren nach der 
Landesbauordnung 2018 vom 21. Juli 2018 (GV. NRW. 
2018  S.  421) in der jeweils geltenden Fassung sind von 
den Hochschulen zu tragen.

§ 8 

Wirtschaftlichkeitsuntersuchung, 
Baufachliche  Stellungnahme

(1) Die Hochschule hat nach den Maßgaben des Leitfa-
dens „Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen für immobilien-
wirtschaftliche Maßnahmen des Landes Nordrhein-
Westfalen“ in der jeweils gültigen Fassung des für Finan-
zen zuständigen Ministeriums eine Wirtschaftlichkeits-
untersuchung, die alle methodischen Bestandteile einer 
Wirtschaftlichkeitsbetrachtung im Sinne des vorgenann-
ten Leitfadens umfasst, durchzuführen.

(2) Das für Bauen zuständige Ministerium nimmt zu 
dem Antrag der Hochschule in baufachlicher Hinsicht 
Stellung.

§ 9 

Finanzierungsformen des Bauvorhabens

Eine Finanzierung kann

1.   in Form von Zuschüssen für Mietzahlungen aus dem 
Landeshaushalt,

2.   durch Zahlung von Baukostenzuschüssen aus dem 
Landeshaushalt,

3.  durch Eigenmittel der Hochschulen oder

4.  durch Drittmittel

erfolgen.

Andere Finanzierungswege bedürfen der Zustimmung 
des für Hochschulen zuständigen Ministeriums. 

§ 10 

Neubau, Erweiterungsbau, Umbau

(1) Wird einer Hochschule gemäß §  5 die Bauherrenei-
genschaft für einen Neu-, Um- oder Erweiterungsbau 
oder für die Instandhaltung auf beziehungsweise an 
einer Liegenschaft übertragen, die im Eigentum des Lan-
des oder des Bau- und Liegenschaftsbetriebes NRW 
steht, so ist der Hochschule die Liegenschaft im Rahmen 
einer Gestattung oder eines Erbbaurechts zu überlassen.

(2) Übernimmt die Hochschule die Bauherreneigen-
schaft und Eigentümerverantwortung für einen Neu-, 
Um- oder Erweiterungsbau eines Gebäudes, so ist sie 
auch für alle Folgemaßnahmen verantwortlich, soweit 
keine abweichende vertragliche Vereinbarung mit dem 
Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW getroffen wurde. 
Zu den Folgemaßnahmen zählen unter anderem

1.   Verkehrssicherungspfl icht am Gebäude und Grund-
stück,

2.  Instandhaltung inklusive Instandsetzung,

3.  Betreiben und Bewirtschaften.

(3) Ist für den Bau nach Absatz  1 der Erwerb eines 
Grundstücks erforderlich, so muss das Land zivilrechtli-
cher Eigentümer des Grundstücks werden und dieses im 
Sinne des Absatzes 1 der antragstellenden Hochschule 
überlassen.

(4) Für die Bauausführung eines Neu-, Um- oder Erwei-
terungsbaus kann die Hochschule einen Dritten beauf-
tragen. 
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§ 11 
Mietreduktionen

Im Umfang der Übernahme der Bauherreneigenschaft 
und Eigentümerverantwortung nach § 10 Absatz 2 durch 
die Hochschule entfällt die Pfl icht zur Zahlung des dar-
auf entfallenden Teils der Miete an den Bau- und Lie-
genschaftsbetrieb NRW. 

§ 12 
Beendigung, Verwertung

(1) Die Bauherreneigenschaft und Eigentümerverant-
wortung wird durch eine förmliche Rückübertragung be-
endet, die von den Vertretungsberechtigten der Hoch-
schule gemäß §  18 Absatz  1 des Hochschulgesetzes 
schriftlich bei dem für Hochschulen zuständigen Minis-
terium beantragt werden kann.

(2) Der Antrag der Hochschule wird durch das für Hoch-
schulen zuständige Ministerium im Einvernehmen mit 
dem für Finanzen zuständigen Ministerium schriftlich 
genehmigt. In der Zustimmungserklärung muss der kon-
krete Beendigungszeitpunkt genannt sein. Der Bau- und 
Liegenschaftsbetrieb NRW ist über die Beendigung und 
den Zeitpunkt rechtzeitig in Kenntnis zu setzen.

(3) Hat die Hochschule Maßnahmen nach §  10 mit Ei-
genmitteln durchgeführt, so ist der Hochschule bei einem 
Verkauf des Grundstücks durch denjenigen, der den Ver-
kaufserlös beanspruchen kann, für diese Maßnahmen ein 
Wertersatz zu leisten. 

§ 13 
Haftung

(1) Die Hochschule haftet für Schäden an den Gebäuden 
des Bau- und Liegenschaftsbetriebes NRW, die im Rah-
men der Durchführung von Bauvorhaben im Sinne die-
ser Rechtsverordnung entstehen.

(2) Mit Übertragung der Bauherreneigenschaft gehen die 
Pfl ichten nach §  10 Absatz  2 auf die Hochschule über. 
Die Hochschule hat den Bau- und Liegenschaftsbetrieb 
NRW von der Inanspruchnahme aus Verbindlichkeiten 
freizustellen, die ihren Grund in der übertragenen Bau-
herreneigenschaft und Eigentümerverantwortung haben.

§ 14 
Steuern, Bilanz

Mit der Übernahme der Bauherreneigenschaft und Ei-
gentümerverantwortung hat die Hochschule die sich da-
raus ergebenden allgemeinen steuer- und bilanzrechtli-
chen Vorgaben zu beachten.

§ 15 
Mitteilungspfl ichten

(1) Die Hochschule hat dem Ministerium nach Antrag-
stellung bis zur Genehmigung des Antrages alle neu hin-
zutretenden Umstände mitzuteilen, die für die Entschei-
dung des Antrages wesentlich sind. 

(2) Die Hochschule hat die Pfl icht, alle Vorgänge zu den 
bewilligten Bauvorhaben im Sinne dieser Rechtsverord-
nung zu dokumentieren. Die Hochschule ist verpfl ichtet, 
den Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW über den nach 
§ 4 Absatz 1 eingereichten Antrag und die Bekanntgabe 
der Genehmigung nach § 5 Satz 2 zu informieren. 

§ 16 
Rechtsstreitigkeiten

Über alle Rechtsstreitigkeit, die im Zusammenhang mit 
der Rechtsverordnung stehen, entscheidet unter Aus-
schluss der ordentlichen Gerichtsbarkeit ein Schiedsge-
richt. Das Schiedsverfahren ist ein Schiedsverfahren 
deutschen Rechts nach dem Zehnten Buch der Zivil-
prozessordnung in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 5. Dezember 2005 (BGBl.  I S.  3202; 2006 I S.  431; 
2007 I S. 1781), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2633) geändert wor-
den ist. Die Hochschulen und das Land Nordrhein-West-

falen treffen mit Antragstellung nach § 4 Absatz 1 eine 
entsprechende Schiedsgerichtsvereinbarung. 

§ 17 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 20. April 2020

Die Ministerin
für Kultur und Wissenschaft

des Landes Nordrhein-Westfalen

Isabel  P f e i f f e r - P o e n s g e n

– GV. NRW. 2020 S. 343
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Zweite Verordnung zur Änderung der 
Integrationspauschalen-Verordnung

22. April 2020

Auf Grund des §  14 Absatz  4 Satz  1 des Teilhabe- und 
Integrationsgesetzes vom 14. Februar 2012 (GV. NRW. 
S.  97) verordnet das Ministerium für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration im Einvernehmen mit dem 
Ministerium der Finanzen:

Artikel 1

Dem §  1 Absatz  2 der Integrationspauschalen-Verord-
nung vom 29. März 2012 (GV. NRW. S.  158), die durch 
Verordnung vom 8. Oktober 2017 (GV. NRW. S. 824) ge-
ändert worden ist, werden die folgenden Sätze angefügt:

„Ist einer Gemeinde die Bestätigung nach Satz  3 aus 
Gründen, die sie selbst nicht zu vertreten hat, ganz oder 
teilweise nicht möglich oder nicht zumutbar, erhält sie 
für 82 Prozent des Bestandes nach Satz 1 Vierteljahres-
pauschalen. Für 5 Prozent hiervon werden Pauschalen 
nach § 14 Absatz 1 Nummer 1 des Teilhabe- und Integra-
tionsgesetzes und für 95 Prozent werden Pauschalen 
nach § 14 Absatz 1 Nummer 2 des Teilhabe- und Integra-
tionsgesetzes gewährt. Die Sätze 4 und 5 sind nicht an-
wendbar, sofern die Bewilligungsbehörde Kenntnis über 
die tatsächliche Zahl der Leistungsempfänger hat.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, 22. April 2020

Der Minister für Kinder, Familie, Flüchtlinge 
und Integration des Landes Nordrhein-Westfalen

Dr. Joachim  S t a m p

– GV. NRW. 2020 S. 345

2. Änderung des Regionalplans 
für den Regierungsbezirk Düsseldorf im

Gebiet der Städte Geldern, Kevelaer und Straelen
und der Gemeinden Uedem und Wachtendonk

Vom 20. April 2020

Der Regionalrat des Regierungsbezirks Düsseldorf hat in 
seiner Sitzung am 12. Dezember 2019 die 2. Änderung 
des Regionalplans für den Regierungsbezirk Düsseldorf 



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 17 vom 7. Mai 2020346

(RPD) im Gebiet der Städte Geldern, Kevelaer und 
Straelen und der Gemeinden Uedem und Wachtendonk 
(Gewerbefl ächenpool Kreis Kleve), aufgestellt. 

Diese Änderung hat mir die Regionalplanungsbehörde 
Düsseldorf mit Bericht vom 16. Dezember 2019 – Akten-
zeichen: 32.01.02.01-88_RPÄ-110 – gemäß § 19 Absatz 6 
des Landesplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 
3. Mai 2005 (GV. NRW. S.  430), das zuletzt durch Arti-
kel  2 des Gesetzes vom 25. Oktober 2016 (GV. NRW. 
S. 868) geändert worden ist, angezeigt.

Die Bekanntmachung erfolgt nach § 14 Satz 1 des Lan-
desplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen durch Veröf-
fentlichung im Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Nordrhein-Westfalen.

Gemäß §  14 Satz  3 des Landesplanungsgesetzes Nord-
rhein-Westfalen wird die Änderung des Regionalplans 
bei der Bezirksregierung Düsseldorf (Regionalplanungs-
behörde) und dem Kreis Kleve sowie den Gemeinden 
Wachtendonk und Uedem und den Städten Kevelaer, 
Geldern und Straelen zur Einsicht für jedermann nie-
dergelegt.

Die Änderung des Regionalplans wird gemäß §  10 Ab-
satz  1 des Raumordnungsgesetzes vom 22. Dezember 
2008 (BGBl.  I S.  2986), das zuletzt durch Artikel 2 Ab-
satz 15 des Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2808) 
geändert worden ist, mit der Bekanntmachung wirksam. 
Damit sind die Ziele gemäß §§  4 und 5 des Raumord-
nungsgesetzes zu beachten.

Ich weise darauf hin, dass die in §  15 des Landespla-
nungsgesetzes Nordrhein-Westfalen in Verbindung mit 
§ 11 Absatz 5 des Raumordnungsgesetzes genannte Ver-
letzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von 
Mängeln des Abwägungsvorgangs bei der Erarbeitung 
und Aufstellung der Änderung des Regionalplans unbe-
achtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres 
seit Bekanntmachung des Regionalplanes gegenüber der 
Bezirksregierung Düsseldorf (Regionalplanungsbehörde) 
unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sach-
verhalts geltend gemacht worden ist.

Gegen die 2. Änderung des Regionalplans Düsseldorf 
kann Klage vor dem Oberverwaltungs-gericht für das 
Land Nordrhein-Westfalen erhoben werden. Die Klage 
ist innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung zu er-
heben.

Düsseldorf, den 20. April 2020

Der Minister
für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie

des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Dr. Alexandra  R e n z

– GV. NRW. 2020 S. 345
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